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Ulaanbadrakh - wann werden die Untersuchungsergebnisse veröffentlicht?

Die Kämpfe in der Ostgobi um die Uranmine von AREVA werden härter. Der Nomaden 
Gerelt–Od hat mittlerweile 89 Todesfälle und zwei weitere Tiere liegen aktuell im Sterben 
(Stand 16.5.2014). Er erzählt, dass die die Tiere, die die Geburt und die ersten Monate über-
lebt haben, an Lungenversagen sterben. Die Lungen sind vergrößert und aus dem Maul 
kommt blutiger Schaum (http://youtu.be/RxQrIxPyQac). Diese Symptome (vergrößerte 
Lunge) ist offenbar das gemeinsame Merkmal aller betroffenen und verendeten Tiere. 
Mittlerweile ist auch ein erstes Pferdefohlen verendet.

 
Es ist bezeichnend für die Arroganz, mit der AREVA und die mongolische Regierung 

diese Katastrophe behandeln, wenn bis heute noch keine einzige Untersuchung der Ursa-
chen für dieses Tiersterben unternommen oder – falls diese im Geheimen doch durchge-
führt wurden – die Ergebnisse nicht öffentlich zugänglich gemacht wurden.

Unter den Nomaden sowie bei einigen Mitgliedern der Umweltbewegung wird Gewalt 
als gerechtfertigte Notwehr nicht mehr ausgeschlossen. Angesichts der dramatischen 
Viehverluste im Frühjahr 2014 ist diese Haltung nachvollziehbar. Je länger AREVA die 
Mine betreiben darf, umso mehr unumkehrbare Tatsachen werden seitens der Atomlobby 
geschaffen. Je länger diese verhindern kann, dass eine unabhängige Untersuchungskom-
mission eingesetzt wird und zur Vermeidung unumkehrbarer Tatsachen ein Moratorium 
festgelegt wird, das AREVA zumindest bis zur Klärung dieser Fragen zu einer Unterbre-
chung der Aktivitäten zwingt, umso größer wird die Verzweiflung der Betroffenen werden.

Es ist Ausdruck einer von diesen Konzernen schon vielfach gewohnten Arroganz der 
Macht, dass AREVA sich unbeeindruckt zeigt. Dass der Regelbetrieb bisher nicht auf-
genommen wurde, liegt vermutlich am Protest der Nomaden. AREVA sei im Recht, und 
jede Beeinträchtigung ihrer Aktivitäten, jede Störung ihres Betriebs, jeder Angriff auf ihre 
Infrastruktur oder ihre Belegschaft, würde von AREVA nicht hingenommen.

AREVAs Offener Brief - Ein Dokument der Arroganz

In einem Offenen Brief hat AREVA Mongolei jetzt auf die Proteste gegen den Uran-
Abbau im Landkreis Ulaanbadrakh in der Ostgobi reagiert. Der Offene Brief ist 
gerichtet an: 

•	 die Atomkraft-Gegner von GOLOMT-ANM, 
•	 den Umweltverband der Mongolei, 
•	 die Organisation Gal Undesten, 
•	 Bosoo Huh Mongol (eine nationalistische Gruppe), 
•	 den Verband für Katastrophenschutz (Eine NGO um den Herrn Ganbaatar) sowie 
•	 World Garden Mongolia (NGO von Erdenechuluun)

In diesem „Offenen Brief“ wird den Adressaten unter anderem vorgeworfen:

•	 Falschinformationen über AREVA zu verbreiten,
•	 Gewalttätige Aktionen zu rechtfertigen und
•	 sich nicht eindeutig davon zu distanzieren.

http://youtu.be/RxQrIxPyQac
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Auszugsweise hier eine Übersetzung dieses Offenen Briefes: 

„In allen Ländern, in denen AREVA tätig ist, befindet sich AREVA in einem konstruktiven 
Dialog mit den NGO‘s. Gewalt und Druck aber stellen keine Basis für einen Dialog dar, son-
dern sie verschärfen den Konflikt.

Die meisten Atomkraftgegner sind in ihrem Internetauftritt gegen Gewalt und Terro-
rismus aufgetreten. Aber in der letzten Zeit gibt es Drohungen, dass sie den Uranabbau 
notfalls auf Kosten von Menschenleben stoppen werden. Dies ist von AREVA in keiner Weise 
hinzunehmen.

AREVA arbeitet im Rahmen der mongolischen Gesetze. Unsere (d.h. AREVAs) Tätigkeiten 
haben keinerlei Auswirkungen auf Umwelt, Gesundheit der Menschen und Tiere. Unsere 
Testverfahren zwischen Dezember 2010 und Juni 2011 hatten sehr wenig Auswirkungen 
auf die Umwelt und es gab keine gefährlichen Abfälle. Die regelmäßigen Kontrollen durch 
die örtlichen und staatlichen Behörden beweisen dies.
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Auch wenn Sie anderer Ansicht sind, stellen wir fest, dass unsere Tätigkeit auf wissen-
schaftlich fundierten und rechtlichen Prinzipien ausgeübt wird. Die mongolische Regierung 
hat uns als AREVA als strategischen Partner ausgesucht.

Wenn es möglich sein würde, gleichberechtigt und offen Gespräche zu führen, sind wir 
zu Gesprächen mit Ihnen und der Regierung bereit.

Wir appellieren an Sie, den Ruf und die Interessen unserer Firma nicht gefährden und 
insbesondere die Gesundheit und Sicherheit unserer Mitarbeiter respektieren.

Wir fordern Sie auf, den mongolischen Gesetzen Folge zu leisten, genauso wie wir als 
AREVA die mongolischen Gesetze beachten.

Vorstand AREVA Mongolei“

Dieser Brief von AREVA kann nicht unkommentiert bleiben. Wir haben deshalb Ver-
treter der mongolischen Anti-Atombewegung GOLOMT zu einigen Aussagen befragt.

Frage: AREVA beruft sich auf „regelmäßige Kontrollen durch die örtlichen und staatlichen  
Behörden“, die beweisen würden, dass keine Umweltschäden durch die AREVA-Aktivitäten 
entstanden seien. Was sagt Ihr dazu?
Anwort: Schon früher hat AREVA behauptet, keine Schwefelsäure bei den Probeverfahren 
benutzt zu haben. Dies steht in Widerspruch zu Aussagen von Nomaden, die damals für 
AREVA gearbeitet haben. Diese bezeugen etwa 400 Tonnen an Schwefelsäure, die damals 
eingesetzt worden seien.
Wenn es überhaupt Kontrollen durch staatliche Behörden gegeben hat, so sind die Ergeb-
nisse dieser Kontrollen bis heute nicht öffentlich zugänglich. Die örtlichen Bürgermeister 
haben ausgesagt, dass das Grundwasser in der Gegend stark mit Schwermetallen ver-
seucht sei. Der Bürgermeister von Zuunbayan, Erdenebat, hat dazu offen Stellung bezo-
gen. (http://mnb.mn/i/2238) Ob das Grundwasser auch radioaktiv verseucht ist, ist nicht 
bekannt, da diese Untersuchungen nicht dazu ausgelegt sind. Eine unabhängige Untersu-
chung der Situation im Bezirk Ulaanbadrakh ist eine der Forderungen der Anwohner und 
der Umweltbewegung. Bis heute ist weder eine staatliche Stelle noch AREVA positiv auf 
diese Forderung eingegangen. 

Frage: Die Tierverluste in der Umgebung der AREVA-Bohrungen sind eine Tatsache und 
durch die Gemeindebürgermeister auch gut dokumentiert. Die Zunahme der Totgeburten 
und Viehverluste insbesondere in diesem Frühjahr sind dramatisch. Gibt es eine Erklärung 
für diese Katastrophe durch offizielle stellen oder AREVA.
Anwort: AREVA erklärt jedes Mal, dass sie die Auflagen einhalten, die ihnen durch die 
Genehmigungsbehörde erteilt worden seien. Wir kennen diese Auflagen nicht. Uns ist 
keine Untersuchung der Regierung bekannt, die die Ursachen hierfür zum Gegenstand 
hat. Das ist ja gerade eine der seit langem vorgebrachten Forderungen Der Nomaden und 
der Umweltbewegung.

Frage: Hat AREVA jemals mit den Betroffenen Nomaden gesprochen?
Antwort: AREVA hat nie mit deren Problemen auseinandergesetzt, im Gegenteil, sie ha-
ben die Situation der Nomaden bisher immer schlicht ignoriert. Die Nomaden haben den 
AREVA-Mitarbeitern eine Vielzahl von Fotos der toten Tiere übergeben mit der Zusage, 
daß diese Fotos weitergeleitet würden. Kein einziges Mal aber haben sie darauf von AREVA 
irgendeine Rückmeldung bekommen.

Frage: Wir haben den Eindruck, dass AREVA und die mongolische Regierung auf Zeit spie-
len. Je länger die Untersuchungen hinausgezögert werden können, umso mehr vollendete 

http://mnb.mn/i/2238
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Tatsachen werden geschaffen, die die Existenz von Viehwirtschaft in dieser Gegend auf 
Dauer unmöglich machen. Seht ihr das auch so?
Antwort: Sie warten darauf, dass die Nomaden das Land verlassen. Viele sind schon um-
gezogen. AREVA hat neue Brunnen an anderen Stellen für die Nomaden gebohrt. Doch 
die Katastrophe breitet sich so schnell aus, daß dieser Umzug für manche Nomaden kei-
ne Verbesserung bringt. Nun werden die Nomaden vom Gouverneut Provinz Dornogobi 
Herrn Gankhuyag persönlich aufgefordert, das Land zu verlassen. Er hat die Nomaden 
beschimpft; sie täten gerade so, als ob sie die Eigentümer des Landes seien. 
Die mongolische Regierung hat gerade einen neuen „100 Tage–Plan zur Förderung der 
Wirtschaft“ vorgestellt.  In diesem Plan steht „Beseitigung der Hindernisse und Blockaden 
für die Uranabbau–Firmen“
Außerdem hat die Regierung einige Gesetzentwürfe zur Privatisierung des Landes im 
Parlament eingebracht, sowie eine Novelle zum „Gesetz mit Langen Namen“, das jedem 
Bergbau in der Mongolei bisher große Auflagen auferlegt.

Anmerkung: In der Mongolei gibt es bislang so gut wie kein Privateigentum an Grund 
und Boden. Der Boden gehört dem ganzen Volk. Diese Bestimmung ist die Grundlage da-
für, dass die Nomaden frei im ganzen Land ihre Herden weiden können und lediglich eine 
Kopfsteuer für das Vieh bezahlen. Ihre Bewegungsfreiheit ist lediglich durch Tradition und 
einige Verwaltungsvorschriften eingeschränkt. So müssen sie sich in einer Gemeinde mel-
den und bekommen nur in dieser Gemeinde tierärztliche Hilfe. Das „Gesetz mit dem lange 
Namen“ schützt die mongolische Natur, indem der Bergbau im Quellgebiet der Flüsse und 
in Wäldern verbietet, und somit die Vergiftung dieses „freien Landes“ verhindert wird. 
Dieses Gesetz ist den Investoren ein Dorn im Auge, weil es die Prüfung der ökologischen 
Folgen jeder Bergbau- und Industrieansiedlung erzwingt. Der Kampf um dieses Gesetz 
steht ja auch im Mittelpunkt des Prozesses gegen Ts. Munkhbayar und andere.

Frage: Wie ist die Situation aktuell nach diesem „Offenen Brief“?
Anwort: Der Gemeinderat in Zuunbayan hat gestern eine Versammlung einberufen. ARE-
VA wollte mit Bürgern aus Zuunbayan sprechen. Die Nomaden haben die Umweltschützer 
angerufen und um Unterstützung durch Leute aus der Umweltschutzbewegung gebeten. 
Es wurde Geld für Benzin gesammelt,  damit die Leute aus der Bürgerbewegung nach 
Zuunbayan kommen könnten.
Auf der Versammlung war dann kein Vertreter von AREVA zu sehen. Vermutlich haben sie 
den „Schwanz eingezogen“, weil sie auf keinen Fall mit Vertretern der Bürgerbewegung 
zusammentreffen wollten.
In ihrer Abwesenheit haben die Bürger von Zuunbayan einen Beschluss des Gemeinderats 
gefasst: KEIN URANABBAU IN ZUUNBAYAN! 
Auf der Straße hat die Polizei auf die Fahrzeuge der Umweltaktivisten gewartert sie an-
gehalten, auf die Polizeiwache gebracht, die Autos intensiv kontrolliert, Strafzettel verteilt 
usw. Ganz offenbar war dies eine gezielte Aktion, um die Anwesenheit der Aktivisten in 
Zuunbayan zu verhindern.

AREVA: Vertuschen, Kriminalisieren, Draufhauen

In dem Offenen Brief von AREVA an die mongolischen Umweltschützer behauptet 
AREVA, international mit allen NGO’s in einem konstruktiven Dialog zu stehen. Wie „kon-
struktiv“ dieser Dialog in Wirklichkeit ist, geht u.a. aus folgendem Offenen Brief an AREVA 
hervor, der anlässlich der Strafanzeige von AREVA gegen einen Aktivisten geschrieben 
wurde. 
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Den Text haben wir der Webseite „nirgendwo.info“ entnommen. Deren Betreiber 
nennen als ihr Ziel: 

„Wir haben uns zum Ziel gesetzt, der Justiz in die Suppe zu spucken. Wir wollen es nicht 
still ertragen, dass Menschen für ihr Engagement gegen Atomkraft vor Gericht gezerrt wer-
den. Unser Gegengift gegen staatliche Repression heißt Solidarität- durch Prozessbeglei-
tung, Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung und Aktionen.“

Absender: 
An: AREVA / TN International
z.Hd. Hughes Blachere
1, rue des Hérons 
78180 Montigny-le-Bretonneux
Frankreich
Fax: 0033 134965450
Datum 
Betreff: Ihr Strafantrag gegen engagierte UmweltschützerInnen

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Blachère,

hiermit protestiere ich entschieden gegen den repressiven Umgang des AREVA-Konzerns 
mit seinen KritikerInnen. Anlass für dieses Schreiben ist der mir bekannt gewordene Fall 
von KletteraktivistInnen, die im November 2011 gegen die Durchfahrt eines CASTOR-Trans-
portes bei Fulda protestierten. 

Wenn ich richtig informiert bin, haben Sie am 23. Februar 2012 einen Strafantrag ge-
stellt. 

Angezeigt wurde ein angeblicher Schaden von ein bisschen Farbe am CASTOR, den sie 
nicht einmal beziffern konnten, für den es nicht einmal eine Rechnung gibt! Ob von „Sach-
schaden“ überhaupt gesprochen werden kann, wenn dieser nicht beziffert wird und nach 
Ihrer eigenen Aussage einfach übermalt wurde, ist fraglich! Möglicherweise geht es Ihnen 
nur darum, ihre KritikerInnen mit einer Anzeige mundtot zu machen. 

Ich fordere Sie auf, den Strafantrag (Aktenzeichen: 22 Ds – 11 Js 23080/11, Amtsgericht 
Fulda) gegen die AktivistInnen zurück zu nehmen.

Statt mit einem Strafantrag die Kriminalisierung von Ihren GegnerInnen zu betreiben, 
sollten Sie darüber nachdenken, was die Aktionen Ihrer GegnerInnen zu Tage fördern: Näm-
lich dass ein CASTOR-Transport vor Angriffen nicht geschützt ist. Wenn friedliche Aktivi-
stInnen ihn schon mit Farbe treffen können – sofern die Vorwürfe stimmen, was ich nicht 
beurteilen kann – wie sieht es aus, wenn Menschen mit terroristischen Absichten agieren? 
Was für ein Katastrophenschutz!

Sie sollten sich bei den Menschen, die auf diese Sicherheitslücken aufmerksam machen 
bedanken, statt diese anzuzeigen! Mit Ihrer Politik gefährden Sie das Leben von zahlreichen 
Menschen. Sie gefährden mein Leben!

Die radioaktive Verseuchung unserer Umwelt ist kriminell – nicht das bisschen Farbe auf 
einen Castortransport, das die Angreifbarkeit der tödlichen CASTOR-Fracht zeigt!

Der AREVA-Konzern verseucht die Umwelt in zahlreichen Uran-Abbaugebieten in aller 
Welt.

Rund 70 Prozent der Welt-Uranreserven liegen auf dem Gebiet indigener Bevölkerungs-
gruppen. Der Uranabbau zerstört ihre Dörfer, raubt ihre Weide- und Ackerflächen, vergiftet 
ihr Wasser. Allein die Regierung Nigers hat im Jahr 2008 ausländischen Investoren für ein 
riesiges Gebiet im Norden des Landes 122 Konzessionen zum Abbau von Uranerz erteilt – 
über die Köpfe der hier lebenden Tuareg hinweg. Wie in vielen Uranabbaugebieten droht 
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auch ihnen Enteignung und Vertreibung. So wie am 26. Januar 1996 im indischen Chatij-
kocha: Assistiert von Polizeieinheiten walzten die Bulldozer des Bergbauunternehmens dort 
ohne Vorwarnung Hütten, Scheunen und Äcker platt, um weiteren Platz für die Uranmine 
zu schaffen.

Um Uran aus dem Erz herauszulösen, sind große Mengen Wasser nötig. Doch in vielen 
Uranabbaugebieten ist Wasser Mangelware. Der namibische Wasserversorger NamWa-
ter rechnete unlängst vor, dass bei Inbetriebnahme der geplanten Uranminen in Namibia 
jährlich 54 Millionen Kubikmeter Wasser fehlen werden – elfmal so viel, wie sich im ge-
samten Omaruru-Omdel-Delta gewinnen lassen. Der enorme Wasserbedarf der Minen und 
Uranerz-Aufbereitungsanlagen steht in Konkurrenz zum Wasserbedarf von Menschen, Vieh 
und Landwirtschaft. Es ist menschenfeindlich,

Trinkwasser in wasserarmen Regionen für unseren Luxus in großen Mengen zu verbrau-
chen, während die einheimische Bevölkerung verdurstet. Bei einem Urangehalt von 0,2 
Prozent bleiben von jeder Tonne Uranerz 998 Kilo giftiger Schlamm zurück, der in Senken 
und künstlichen Seen landet. Diese sogenannten Tailings enthalten noch 85 Prozent der 
Radioaktivität des Erzes und viele Gifte wie zum Beispiel Arsen.

Radioaktive Stoffe aus den Tailings verseuchen Luft und Grundwasser über Jahrtau-
sende, ein Dammbruch oder Erdrutsch hat katastrophale Folgen. Außerdem machen ra-
dioaktive und giftige Stoffe aus Urangruben und ihren Abfallhalden ArbeiterInnen und 
AnwohnerInnen krank, die Krebsrate steigt.

Es ist lebensfeindlich, Mensch und Umwelt mit radioaktiven Giftschlämmen zu bedro-
hen und aus Profitgründen bewusst Krebs zu verursachen. 

Auch hierzulande wird unsere Umwelt durch die Aktivitäten des AREVA-Konzerns radi-
oaktiv verseucht. Aus der Tagespresse konnte ich im Dezember 2013 entnehmen, dass die 
AREVA-Socrati von einem französischen Gericht zu 300.000 Euro Geldstrafe und 230.000 
Euro Schadenersatz wegen Gewässerverunreinigung veruteilt worden ist. Das rechtskräf-
tige Urteil bezieht sich auf das Ereignis 8. Juli 2008, als ein Leck beim Wasserrückhaltesy-
stem eines Becken vom Socrati-Werk in Tricastin zu der Freisetzung von über 74 Kg Uran 
in den angrenzenden Bäche und Flüsse führte. Mit der Folge, dass die Bevölkerung kein 
Trinkwasser mehr hatte und hoch frequentierte Badeorte verseucht wurden.

Die Verseuchung der Umwelt für Millionen Jahre kann durch eine Geldstrafe nicht wie-
der gut gemacht werden. Auch stellen Atomtransporte und Atomkraftwerke eine perma-
nente Gefahr dar. Bei Zwischenfällen glänzt AREVA mit Vertuschung. Als Beispiel kann die 
Entgleisung eines mit hoch radioaktivem Atommüll beladenen Zuges am 21. Januar 2013 
in der Nähe von Tricastin genannt werden. Über diese Entgleisung war folgende Meldung 
zu lesen: „Die Informationen über den am Montag entgleisten Atommüllzug sickern nur 
langsam durch. Dank der Bemühung von AtomkraftgegnerInnen und der französischen Ei-
senbahngewerkschaft SUD-Rail werden nun Details bekannt. Seitens der für den Transport 
verantwortlichen Firma AREVA wurde stets kommuniziert, es habe keine Gefahr bestan-
den, Uranoxid sei sehr schwach radioaktiv. Nun wurde bekannt, dass der Zug nicht nur mit 
Uranoxid beladen war: Ein Castorbehälter mit hoch strahlendem Müll war Teil des Konvois.“

Das macht mich fassungslos. Die Radioaktivität macht an der Grenze keinen Halt. Auch 
in Deutschland ist der AREVA-Konzern aktiv, wie Recherchen ergeben haben: „Die Firma 
URENCO betreibt Uran-Anreicherung zur Herstellung von Brennstoff für Atomkraftwerke, 
auch im deutschen Gronau. Nur 10% des Outputs geht allerdings in die Belieferung der 
deutschen AKWs. Die aktuellen Eigentümer (Großbritannien, Niederlande und die deut-
schen Konzerne E.on und RWE) wollen die URENCO nun verkaufen, ein möglicher Übernah-
mekandidat ist – AREVA. Mit zum Verkaufspaket gehört die Enrichment Technology Com-
pany (ETC), die die URENCO zu gleichen Teilen bereits mit AREVA betreibt. Diese Firma ist für 
die Forschung und Entwicklung sowie den Bau von Urananreicherungsanlagen zuständig. 
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Jedoch kann mit dieser Technologie auch hochangereichertes Waffen-Uran erzeugt 
werden. Diese Technik ist daher auch von größtem militärischem Interesse – sie ist ein Weg 
zur Atombombe. Im deutschen Lingen stellt die AREVA-Tochterfirma ANF Brennelemente 
für AKWs her. Weder die URENCO, noch die AREVA-Tochter ANF sind vom Atomausstieg 
betroffen, beide besitzen eine unbefristete Betriebsgenehmigung. Alle Risiken wie Betrieb, 
Atomtransporte und Lagerung bestehen auf unbestimmte Zeit weiter.“

Bei der Brennelemente-Fabrik ist Lingen ist hinzufügen, dass diese gefährliche Anlage 
über eine einzige Zufahrt verfügt. Eine Feuerwehrzufahrt ist nicht vorhanden. Katastro-
phenschutz ist dort ein Fremdwort.

Ich fordere Sie auf, den Strafantrag (Aktenzeichen: 22 Ds – 11 Js 23080/11, Amtsgericht 
Fulda) gegen die AktivistInnen zurück zu nehmen und die Kriminalisierung zu unterlassen!

Mit atomkraftfeindlichen Grüßen“

Nominiert AREVA für den „Black Award“!

Überall in der Welt kann sich AREVA darauf berufen, im Einklang mit den örtlichen 
Gesetzen und mit Genehmigung der Regierung des Landes zu handeln. Wie diese Geneh-
migungen jeweils zustande gekommen sind, welche Schmiergelder geflossen sind, welche 
Drohungen ausgesprochen wurden und welche „Hilfestellung“ AREVA jeweils durch die 
französische Regierung bekommen hat – all dies spielt dabei keine Rolle. So versucht 
AREVA bei jedem Polizeieinsatz, bei jeder Militäraktion, bei jedem Urteil die eigenen Hände 
in Unschuld waschen.

Einige Beispiele für dieses Vorgehen entnehmen wir leicht gekürzt der Webseite der 
Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_
id=9827). Diese Initiative schlägt vor, AREVA zum Preisträger für den „Black Award“ vor-
zuschlagen. Der Vorschlag kann eingereicht werden bei http://www.ethecon.org/de/1875. 
Wir schlagen Euch vor, Euch diesem Vorschlag anzuschließen.

AKW-Bau in Indien
Im indischen Jaitapur will AREVA mitten im Erdbebengebiet das weltgrößte AKW bau-

en, berichtete die Zeitung Le Monde diplomatique. Gegner des Projekts würden schikaniert 
und verfolgt. Im Hinterland von Jaitapur im Bundesstaat Maharashtra, innerhalb eines 
„Biodiversitätszentrums”, das zu den zehn wichtigsten der Welt zähle, sollen demnächst 
sechs 1.650-Megawatt-Reaktoren von Areva stehen. Die staatliche Nuclear Power Corpo-
ration of India (NPC) habe beschlossen, dass ihr französischer Partner AREVA in Jaitapur 
die größte Atomkraftanlage der Welt errichten solle. Auch wenn das die Entwurzelung 
von ca. 40.000 Menschen bedeute, deren Lebensunterhalt auf den natürlichen Ressour-
cen und Produkten des Ökosystems beruhe: Reis, Hirse, Linsen, Gemüse, Kräuter, Fische 
und Früchte. Die Regierung des Bundesstaats Maharashtra unterstütze das Projekt, Mi-
nisterpräsident Prithviraj Chavan sei bis vor kurzem als Staatsminister in der indischen 
Zentralregierung für Nukleartechnologie zuständig gewesen und sitze nach wie vor in der 
indischen Atomenergiekommission, die auch die politische Aufsichtsinstanz der NPC ist.

Am 27. Februar 2011 reiste Prithviraj Chavan, Staatssekretär im Büro des indischen 
Ministerpräsidenten, nach Jaitapur, um auf einer öffentlichen Versammlung die Vorzü-
ge des Projekts anzupreisen. Kurz nach Chavans Besuch habe die Polizei 22 Aktivisten 
verhaftet, denen verschiedene Straftaten – bis hin zu versuchtem Mord – angelastet 
würden. Le Monde diplomatique berichtet von friedlichen Protesten; die Festnahmen hät-
ten allein den Zweck, die Aktivisten einzuschüchtern und durch langwierige juristische 

http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=9827
http://www.bi-luechow-dannenberg.de/?page_id=9827
http://www.ethecon.org/de/1875
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Prozeduren von ihrer regulären Arbeit abzuhalten. Eine Distanzierung von AREVA von 
den Menschrechtsverletzungen gibt es nicht. Die Zeitung berichtet weiterhin, dass mehr 
als 95 Prozent der Leute, deren Land die Regierung mit Hilfe des aus der Kolonialzeit 
stammenden Enteignungsgesetzes übernommen hat, die angebotene Entschädigung ab-
lehnten. Von denen, die das Geld annahmen, wohnten die meisten nicht in der Gegend. 
Jaitapur liegt in einer seismologisch kritischen Zone der Kategorie IV. Das bedeutet, dass 
hier Erdbeben bis Stärke 7 auf der Richterskala für möglich gehalten werden. Die Times 
of India berichtet, dass in dem Gebiet um Jaitapur zwischen den Jahren 1985 und 2005 
92 mal die Erde gebebt hat. Das stärkste Beben im Jahr 1993 erreichte demnach 6,2 auf 
der Richterskala.

Bei einer Demonstration gegen das geplante Kraftwerk wurde ein Demonstrant er-
schossen. Der Innenminister des Bundesstaats Maharashtra, R.R. Patil, sagte vor dem 
Regionalparlament, der Mann sei getötet worden, als 600 bis 700 Demonstranten eine 
örtliche Polizeiwache gestürmt hätten. Die Menge habe die Wache geplündert und Polizei-
fahrzeuge in Brand gesteckt. Da sie sich trotz Schüssen in die Luft nicht zerstreute, seien 
die Beamten gezwungen gewesen, mit scharfer Munition in die Menge zu feuern. Auch 
hier fehlt eine Distanzierung AREVAS.

Uranbergbau Niger und Mali
Die Exploration sowie der Abbau von Uranerz, dessen Verarbeitung zu Uranoxid und 

anderen Produkten sowie die Rekultivierung der Abbaufelder hatten 2009 einen Anteil 
von zehn Prozent am Konzernumsatz. Unser Vorschlag, den AREVA-Konzern für den Black 
Award vorzuschlagen, hat seinen Grund vor allem im operativen Geschäft in Afrika. Die 
Ausbeutung eines Landes wie dem Niger allein prädestiniert AREVA für diese “Auszeich-
nung”. AREVA erkundet und betreibt auch den Uranabbau in Namibia und Südafrika.

Im Norden des westafrikanischen Niger fördern AREVA NC (AREVA Niger) und ih-
re Tochterfirmen COMINAK (früher COGEMA) und SOMAIR seit 1968 mehr als 100.000 
Tonnen Uran. Der Konzern ist der größte Arbeitgeber im Land, die Uranmine die größte 
weltweit. Rund um die Städte Arlit und Akokan sollen sich mittlerweile ca. 35 Mio. Tonnen 
Abraum türmen, jährlich sollen einige 100.000 „unbedenkliche” Tonnen hinzukommen.

Schon am Anfang der nuklearen Kette sind die Zustände entgegen der Darstellung 
auf der AREVA-Niger Website http://niger.areva.com/ also desaströs. Etwa die Hälfte des 
Urans für die französischen Atomkraftwerke kommt aus dem Niger, es ist trotzdem eines 
der ärmsten Länder weltweit. Die Arbeiter in den Minen sind dem radioaktiven Staub und 
dem frei werdenden Radongas ohne Schutz ausgeliefert. Unterschiedliche Krebsarten, 
meistens Lungenkrebs, sind die Folge und werden vom konzerneigenen medizinischen 
Dienst u.a. auf die Lebensweise der Bevölkerung geschoben.

Der Tuareg Almoustapha Alhacen gründete im Jahr 2001 die Organisation Aghirin Man 
(dt. Schutz der Seele), als er merkte, dass viele Arbeiter in den Uranminen an rätselhaften 
Krankheiten starben. Vom AREVA eigenen medizinischen Dienst vor Ort wurden hingegen 
Aids oder Tuberkulose diagnostiziert, jedoch niemals berufsbedingte Krebserkrankungen. 
Krebs wurde nur bei Patienten diagnostiziert, die nicht in der Mine arbeiteten.

Im Jahr 2009 starb der Franzose Serge Venel nach der Diagnose eines französischen 
Arztes an Lungenkrebs. Er hatte sieben Jahre in der Grube gearbeitet. In einem Fragebogen 
gaben die meisten ehemaligen Arbeiter an, bei der Arbeit Hemd und Shorts getragen zu 
haben. Es gab keine Schutzhandschuhe oder etwa ein Dosimeter.

Mit gleichen Auswirkungen war AREVA in verschiedenen Ländern Afrikas „tätig“ und 
mit der Voraussicht auf neu zu erschließende Uranminen indirekt auch Teil der Gründe 
für den französischen Militäreinsatz in Mali. Im Südwesten Malis exploriert die kanadische 
Rockgate Capital Cooperation ein Gebiet von etwa 150 Quadratkilometern nach Uranerz. 

http://niger.areva.com/
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Dort soll eine Open Pit Mine entstehen und damit die Lebensgrundlage der Einwohner 
Faleas zerstören www.Falea21.de. Den Abbau wird dann AREVA übernehmen.

Im Südwesten Malis, einer an Fauna und Flora reichen noch unberührten Region, ex-
ploriert die Kanadische Rockgate Capital Cooperation ein Gebiet von etwa 150 Quadrat-
kilometern nach Uranerz. Dort soll dann eine von AREVA kontrollierte Firma eine Open Pit 
Mine betreiben und damit die Lebensgrundlage der Einwohner Faleas zerstören. Den vier 
Ethnien, die dort leben, wurde nicht mitgeteilt, was es mit den Probebohrungen auf sich 
hat. Erst eine von unabhängigen Organisationen anberaumte Konferenz zu Uranabbau 
Gesundheit und Umwelt in Bamako Mali im März 2012 nahm den Einwohnern von Falea 
ihr Informationsdefizit. http://www.uranium-network.org/Mali%20Konferenz/start.htm 
Mr. Golden Misabiko aus dem Kongo verfasste einen Bericht über die Machenschaften 
der AREVA im Niger und wurde daraufhin von AREVA massiv unter Druck gesetzt und 
letztendlich auf Druck des Konzerns im „Demokratischen“ Kongo inhaftiert. Aufgrund 
internationalen Drucks wurde er freigelassen, kann allerdings nicht mehr in den Kongo 
zurück und lebt jetzt in Südafrika. http://www.falea21.de/?page_id=39

Uranabbau geht immer einher mit massiven Menschenrechtsverletzungen, Landraub 
Vertreibung, Zerstörung natürlicher Ressourcen (Wasser) und macht besonders vor den 
Landrechten traditioneller Völker (Indigene) nicht halt. Etwa 80% des weltweit geförderten 
Urans stammt von indigenen Gebieten. In Falea soll im November diesen Jahres eine Volks-
abstimmung der Region Keniaba die Meinung der Bevölkerung zur Uranmine kundtun. 
Mali galt für Afrika lange Jahre als die Vorzeigedemokratie, die sie nie war, aber die Chance 
auf Selbstbestimmung und Demokratie sollte gerade hier intensiv gefördert werden. Der 
Druck der Investoren und Landräuber ist groß und sie müssen nach Schließung der Minen 
nicht dort Leben. AREVA ist solch ein Investor. Land ist die Grundlage allen Lebens, beson-
ders in Gegenden wie Falea, deshalb verdienen die Menschen unsere Unterstützung. Für 
die sich 2011 gegründete African Uranium Alliance AUA, die dabei ist sich Kontinent weit 
zu vernetzen, wäre die Nominierung der AREVA ein solches Zeichen der Unterstützung.

MOX-Transporte nach Japan
Um das Geschäftsgebahren von AREVA abzurunden, verweisen wir auf eine Firmenmit-

teilung aus dem März 2013, die Firma kündigt den 5. MOX-Transport aus der britischen 
Wiederaufarbeitungsanlage Sellafield – ausgerechnet nach Japan an. Profit kennt keine 
Pietät, kein Innehalten angesichts der Nuklearkatastrophe in Fukushima.

Was ist der „Black Award“?
 Mit dem im Jahresrhythmus verliehenen Internationalen ethecon Black Planet Award 

werden von ethecon – Stiftung Ethik & Ökonomie seit dem Jahr 2006 Menschen ge-
schmäht, die in schockierender Weise menschliche Ethik im Spannungsfeld Ethik und 
Ökonomie mit Füßen treten und derart den Ruin und die Zerstörung unseres Blauen 
Planeten hin zu einem Schwarzen Planeten betreiben.

www.munx-tenger.de, 18.5.2014
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